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ZUSTELLUNG

Einwurf-Einschreiben per ,,Scan-Verfahren“ reicht nicht aus,
um Zugang nachzuweisen

Wenn Arbeitgeber wichtige — fristgebundene — Dokumente zustellen mussten, setzten sie jahrelang auch auf das sogenannte Einwurf-
Einschreiben. Eine eigentlich sichere Bank. Bis jetzt, als ein Arbeitgeber liber diesen Weg die Zustellung einer Einladung zu einem betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement nachweisen wollte und krachend scheiterte.

é Der Fall: kein Anscheinsbeweis zugunsten des Arbeitgebers, dass

Ein Arbeitnehmer war bei seinem Arbeitgeber seit 2015 be-
schaftigt. In den vergangenen 3 Jahren war er jeweils mehr
als 6 Wochen arbeitsunfahig und nahm Entgeltfortzahlung
in Anspruch. Mit Schreiben vom 11.10.2023 lud der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer zu einem betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement (bEM) ein. Die Zustellung erfolgte per
Einwurf-Einschreiben. Der Arbeitnehmer bestritt jedoch,
das Schreiben jemals erhalten zu haben.

Der Arbeitgeber kiindigte das Arbeitsverhaltnis mit Schrei-
ben vom 15.12.2023 zum 30.06.2024, ohne zuvor das bEM
durchgeflihrt zu haben. Die Kiindigung sei aus krankheits-
bedingten Griinden gerechtfertigt. Das bEM-Einladungs-
schreiben sei dem Arbeitnehmer als Einwurf-Einschreiben
laut Einlieferungsbeleg in Verbindung mit der Sendungs-
verfolgung und Reproduktion des Auslieferungsbelegs am
14.10.2023 zugegangen.

Der Arbeitgeber reichte zum Beweis einen von der Deut-
schen Post AG reproduzierten Auslieferungsbeleg zur Akte,
der Uber dem Unterschriftsfeld den Text enthielt: ,Emp-
fangsbestatigung: Ich habe die 0.g. Sendung dem Empfangs-
berechtigten libergeben, bzw. das Einschreiben Einwurf in
die Empfangsvorrichtung des Empfdngers eingelegt.” Der
Arbeitgeber meinte, insoweit bestiinde ein Anscheinsbe-
weis fiir das Einlegen des Einschreibens in den Briefkasten
des Arbeitnehmers.

§ Das Urteil:

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) kippte die Kiindigung. Die
auf krankheitsbedingte Fehlzeiten gestitzte Kindigung sei
unverhaltnismaRig und damit sozial ungerechtfertigt.

Der Arbeitgeber habe nicht dargelegt, dass es keine zu-
mutbare Moglichkeit gegeben habe, die Kiindigung durch
mildere MaBnahmen zu vermeiden. Zwar sei die (erfolg-
lose) Durchfiihrung eines bEM keine Wirksamkeitsvoraus-
setzung fur eine krankheitsbedingte Kiindigung. Es ware
jedoch die Aufgabe des Arbeitgebers gewesen, nachzuwei-
sen, dass auch mithilfe eines bEM keine milderen Mittel als
die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses hatten erkannt
oder entwickelt werden kdnnen. Der Arbeitgeber habe nicht
nachweisen konnen, dass er den Arbeitnehmer zur Durch-
flhrung eines bEM eingeladen habe. Es bestiinde namlich

das bEM-Einladungsschreiben dem Arbeitnehmer am
14.10.2023 zugegangen ist.

Dem Anscheinsbeweis stlinde entgegen, dass der Postan-
gestellte auf dem Eingabefeld des Scanners den dort vorge-
gebenen Text ,Ich habe die o0.g. Sendung dem Empfangsbe-
rechtigten Ubergeben, bzw. das Einschreiben Einwurf in die
Empfangsvorrichtung des Empfangers eingelegt” zu einem
Zeitpunkt unterschreibt und den Vorgang am Scanner be-
endet, bevor er die Sendung in den Briefkasten einlegt.

Damit werde der Auslieferungsbeleg im elektronischen Sys-
tem auch bei regelkonformem Vorgehen des Postangestell-
ten zu einem Zeitpunkt generiert, zu welchem noch kein
Zugang stattgefunden hat.

Ein solcher Auslieferungsbeleg konne somit nur nachwei-
sen, dass der Vorgang unmittelbar bevorstehe. Der Auslie-
ferungsbeleg sei —zumindest fur einige Augenblicke — ob-
jektivunwahr (BAG, Urteil vom 07.05.2026, Az. 2 AZR 184/25).

Meine Empfehlung!

Wer rechtssicher handeln will, darf sich bei wichtigen Erklarun-
gen, insbesondere bei Kiindigungen, keinesfalls mehr auf das Ein-
wurf-Einschreiben verlassen. Die zuverlassigste Methode bleibt
die Zustellung durch einen Boten. Dies kann ein professioneller
Kurierdienst oder auch ein zuverlassiger Mitarbeiter sein.

Wichtig ist bei letzterem, dass es sich nicht um ein Organ des
Arbeitgebers (z. B. Geschaftsflihrer oder Vorstandsmitglied) han-
delt. Organe sind Parteivertreter und durfen daher nicht als Zeu-
ge vor Gericht auftreten. Der Bote muss das Schreiben personlich
gegen Empfangsbestatigung Ubergeben oder in den Briefkasten
einwerfen.

TIPP @

Der Einwurf sollte in einem Zustellprotokoll sorgfaltig
schriftlich dokumentiert werden. Das Protokoll sollte fest-
halten, um welche Art von Briefkasten es sich handelt (z. B.
Briefschlitz, Einzelbriefkasten oder Briefkastenanlage) und
welcher Name darauf vermerktist.

Zudem sind Datum und Uhrzeit des Einwurfs zu dokumen-
tieren. Bestenfalls sind Fotos anzufertigen, die den Einwurf
belegen.
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GESCHLECHTERDISKRIMINIERUNG

Arbeitgeber lehnte ,,divers“-Person als ,Herr T.“ ab: kein

Entschadigungsanspruch

Was ware ein Gesetz zum Schutz vermeintlich ,,schwécherer Personen, das nicht auch entsprechende Betriiger auf den Plan ruft? In der
heutigen Zeit leider undenkbar. Der nachfolgende Fall zeigt wieder einmal, was hier alles méglich ist. Der Arbeitgeber konnte sich jedoch

gliicklicherweise auf das Arbeitsgericht verlassen.

é Der Fall:
Eine Person, die den Geschlechtseintrag ,divers“ fihrte, be-
warb sich bei einem Arbeitgeber auf eine ausgeschriebene
Stelle als ,Referent/in Vergaberecht und 6ffentliche Be-
schaffung® In diesem Zusammenhang bat die Person zu-
gleich um eine geschlechtsneutrale Anrede.

Die sich bewerbende Person war zu dieser Zeit bei 2 Univer-
sitaten eingeschrieben und verfligte tber keine fundierten
Kenntnisse im Vergaberecht.

Der Arbeitgeber lehnte die Bewerbung im Februar 2026 per
E-Mail ab, wobei er die klagende Person als ,Herrn T.“ an-
sprach.

Die abgelehnte Person klagte anschlieend auf Zahlung
einer Entschadigung nach dem AGG.

Sie war der Auffassung, dass Indizien flr eine Benach-
teiligung unter anderem deshalb vorliegen wiirden, weil
die Stellenausschreibung des Arbeitgebers auf binarge-
schlechtliche Personen beschrankt gewesen und in der Ab-
sage-E-Mail die falsche Anrede verwendet worden sei.

§ Das Urteil:

Das Arbeitsgericht (ArbG) Berlin schmetterte die Klage ab.
Es sei irrelevant, ob hier ein Verstof gegen das Benachtei-
ligungsverbot stattgefunden habe. Die klagende Person
habe namlich rechtsmissbrauchlich gehandelt.

Das Gericht sei unter Berticksichtigung aller Umstande da-
von Uberzeugt, dass die klagende Person sich nicht bewor-
ben habe, um die ausgeschriebene Stelle zu erhalten. Es sei
ihr vielmehr ausschlieBlich darum gegangen, nach einer
erwarteten Ablehnung Anspriiche auf Entschadigung gel-
tend zu machen.

Dafur spreche, dass die Person an 2 Universitaten fir ein
Studium eingeschrieben sei und auch keine —in der Stellen-
ausschreibung vorausgesetzten —erforderlichen Kenntnis-
se vorweisen konnte.

Fir ein systematisches Vorgehen spricht auch die unmittel-
bare zeitliche Nahe zwischen der Absage des Arbeitgebers
und der Geltendmachung des Entschadigungsanspruches
(ArbG Berlin, Urteil vom 28.05.2026, Az. 42 Ca 3438/26).
Rechtsmissbrauchliche AGG-Klagen bleiben ohne Erfolg.

g’i Meine Empfehlung!

Gerade im Bewerbungsverfahren ist es besonders wichtig, jeg-
lichen Eindruck einer Diskriminierung von vornherein zu vermei-
den. Diskriminierungsfreie Prozesse sind der beste Schutz vor
AGG-Klagen.

So vermeiden Sie Fehler bei der Ausschreibung

Bereits bei der Ausschreibung einer Stelle sollten Sie jeden An-
schein einer Diskriminierung vermeiden. Anderenfalls wird es
Ihnen haufig nicht gelingen, einen entsprechenden Vorwurf des
abgelehnten Bewerbers zu entkraften:

1. Formulieren Sie stets geschlechtsneutral!

2. Beschranken Sie sich auf fachliche Anforderungen.

3. Altersangaben oder Floskeln wie ,jung und dynamisch* geho-
ren der Vergangenheit an.

4. Verlangen Sie keine Fotos, damit gar nicht erst der Eindruck
entsteht, es komme auf Rasse oder Ethnie an.

TIPP @

Verlassen Sie sich nicht auf andere. Uberprifen Sie Aus-
schreibungen, die in Ihrem Auftrag durchgefuhrt werden.
Fehler konnen Ihnen sonst zugerechnet werden.

Was mit der Stellenausschreibung beginnt, endet oft bei unzahli-
gen Bewerbungsabsagen. Auch hier gilt: weniger ist meist mehr.

Ue

vielen Dank ftir Ihre Bewerbung. Nach Durchsicht aller ein-
gegangenen Bewerbungsunterlagen mussten wir feststellen,
dass einige der Personen, die sich beworben hatten, dem Stel-
lenprofil besser entsprechen als Sie. Bitte haben Sie deshalb
Verstdndnis, dass wir uns entschieden haben, lhre Bewer-
bung nicht weiterzuverfolgen.

Musterformulierung: Bewerbungsabsage

,Sehr geehrte/r Frau/Herr/Person,

Die uns lberlassenen Unterlagen senden wir lhnen hiermit
zurtick. Wir wiinschen lhnen fiir Ihren weiteren beruflichen
Weg viel Erfolg.

Mit freundlichen GrtifSen

Unterschrift
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Musterformulierung: Bewerbungsabsage



Sehr geehrte/r Frau/Herr/Person,



vielen Dank für Ihre Bewerbung. Nach Durchsicht aller eingegangenen Bewerbungsunterlagen mussten wir feststellen, dass einige der Personen, die sich beworben hatten, dem Stellenprofil besser entsprechen als Sie. Bitte haben Sie deshalb Verständnis, dass wir uns entschieden haben, Ihre Be-werbung nicht weiterzuverfolgen.



Die uns überlassenen Unterlagen senden wir Ihnen hiermit zurück. Wir wünschen Ihnen für Ihren weiteren beruflichen Weg viel Erfolg.



Mit freundlichen Grüßen			



...												

(Unterschrift Arbeitgeber) 							
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Musterformulierung: Bewerbungsabsage


VARIABLE VERGUTUNG

Arbeitgeber darf variable Vergiitung wegen Elternzeit kiirzen

Eine variable Vergiitung oder ein Bonusprogramm haben vor allem ein Ziel: Die Mitarbeiter sollen raus aus ihrer Komfortzone, weg vom
,Dienst nach Vorschrift, und mehr leisten, weil es mehr Gegenleistung bringt. Das Konzept geht jedoch logischerweise nur dann auf,
wenn der Mitarbeiter in der relevanten Zeit auch wirklich tatig wird.

= Der Fall:

Ein Arbeitnehmer war seit 2001 als Krankenversicherungs-
spezialist (,Fachberater”) im AuBendienst seines Arbeitge-
bers tatig. Er betreute selbststandige Vertriebspartner ohne
eigene Vermittlungstatigkeit.

Das Einkommen des Mitarbeiters bestand zu 60 % aus
einer fixen Summe und zu 40 % aus einer variablen Vergu-
tung. Die variable Verglitung hing dabei halftig von Produk-
tionszielen und halftig von einer Vorjahreskomponente ab.

Im Jahr 2022 war der Mitarbeiter vom 07.06. bis 06.10.2022
in Elternzeit. Unter Zugrundelegung der Zielvereinbarung
errechnete der Arbeitgeber eine variable Vergltung von
29.388,00 EUR. Diese kurzte er jedoch wegen 122 Tagen El-
ternzeit um 9.959,27 EUR.

In einem Wettbewerbsprogramm ,Jahresendspurt 2022
wurden zudem 1.000,00 EUR Bonus ausgelobt. Wegen der
Elternzeit kuirzte der Arbeitgeber diesen um 300,00 EUR.

Der Arbeitnehmer sah das nicht ein und verlangte die un-
gekurzte Auszahlung beider Betrage.

§ Das Urteil:

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamm wies die Klage des
Mitarbeiters ab. Dieser habe keinen Anspruch auf die volle
variable Verglitung und den vollen Bonus aus dem Wettbe-
werbsprogramm ,Jahresendspurt 2022

Beide Geldleistungen seien arbeitsleistungsbezogen. Die
Wettbewerbsbonifikation ,Jahresendspurt 2022 als ar-
beitsleistungsbezogene Teampramie setzte kontinuierliche
Arbeitsleistung im Wettbewerbszeitraum voraus.

Wahrend der Elternzeit habe das Arbeitsverhaltnis geruht,
sodass kein Vergitungsanspruch bestanden habe (LAG
Hamm, Urteil vom 29.04.2026, Az. 9 SLa 359/24).

@?’i Meine Empfehlung!

Grenzen der variablen Vergiitung

Diese Punkte sollten Sie bei der Vereinbarung einer variablen Ver-

gutung beachten:

- Nach der Rechtsprechung ist eine variable Verglitung nur bis
zu 30 % des Gesamtentgelts zulassig. Ublich und rechtlich
unbedenklich sind vor allem variable Anteile zwischen 5 % und
30 % des Gesamtgehalts.

- Eine variable Vergltung ist sittenwidrig,

+ wenn es dem Arbeitnehmer nicht moglich ist, durch vollen
Einsatz seiner Arbeitskraft ein ausreichendes Einkommen
zu erzielen oder

+ wenn ein auffalliges Missverhaltnis von Leistung und
Gegenleistung vorliegt.

- Zwingend erforderlich ist daruiber hinaus, dass trotz des variab-
len Vergltungsanteils der gesetzliche Mindestlohn eingehal-
ten wird. Das bedeutet, selbst wenn der Mitarbeiter keinen
einzigen variablen Vergttungscent sehen sollte, muss ihm
mindestens der gesetzliche Mindestlohn bleiben!

TIPP @

Gibtes keine Vereinbarung, die eine Ausnahme vom Grund-
satz ,Ohne Arbeit kein Lohn“ vorsieht, sind Sie als Arbeitge-
ber grundsatzlich dazu berechtigt, eine arbeitsleistungsbe-
zogene variable Vergutung bei Ausfallzeiten zeitanteilig zu
kirzen.

Dies gilt sogar bei voller Zielerreichung jedenfalls dann,
wenn die Zielerreichung nicht unmittelbar durch die eigene
Leistung herbeigeftihrt wird.

Lohn ohne Arbeit: Hier miissen Sie dennoch zah-
len

In folgenden Fallen kann der Mitarbeiter trotz Nichtarbeit seinen
Lohn verlangen:

+ Bis zu 6 Wochen bei Krankheit nach dem Entgeltfortzahlungs-
gesetz (EFZG),
- wahrend des Urlaubs (§ 1Bundesurlaubsgesetz),

Grundsatzlich steht es den Arbeitsvertragsparteien frei, eine so-
genannte variable leistungsbezogene Verglitung zu vereinbaren.
Es gibt jedoch deutliche Grenzen, die bei der Ausgestaltung einzu-
halten sind. Die Grenzen der variablen Vergutung liegen in recht-
lichen Vorgaben zur Angemessenheit, arbeitsgerichtlichen Ober-
grenzen fur den variablen Anteil sowie den Regeln des billigen
Ermessens.

- bei vorlibergehender, personlicher Arbeitsverhinderung nach §
616 BGB (z. B. Tod naher Angehoriger oder Niederkunft der
Ehefrau),

- wahrend Schutzzeiten nach dem Mutterschutzgesetz,

- an Feiertagen nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz,

+ bei Nichtannahme der ordnungsgemaf angebotenen Arbeits-
leistung (= Annahmeverzug).
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Kein einseitiges Anordnungsrecht fiir Arbeit-
geber

Als Arbeitgeber haben Sie nicht automatisch das Recht, Ho-
meoffice einseitig anzuordnen. Voraussetzung fiir die Anord-
nung von Homeoffice ist eine vertragliche Grundlage. Ein ge-
setzliches Recht existiert bisher nicht. Das A & O ist somit eine
rechtssichere Vereinbarung mit Ihrem Arbeitnehmer tber die
Durchfiihrung von Homeoffice. Eine solche konnen Sie durch-
aus zunachst erst einmal befristet abschliel3en.

Hinweis: Ein Muster fiir eine befristete Zusatzverein-
barung finden Sie auf Seite 7 dieser Ausgabe.

Sichere Arbeitszeiterfassung ist Pflicht

lhre Arbeitnehmer im Homeoffice sind grundsatzlich ver-
pflichtet, ihre Arbeitszeiten zu erfassen und Arbeitsergebnisse
nachzuweisen (vgl. z. B. LAG Mecklenburg-Vorpommern, Ur-
teil vom 15.09.2011, Az. 5 Sa 53/11). Dies ist auch ohne ausdrick-
liche Vereinbarungen eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht,
die sich aus § 241 Abs. 2 Blrgerliches Gesetzbuch (BGB) ergibt.

Auf der anderen Seite sind Sie als Arbeitgeber dazu verpflich-
tet, die Einhaltung der nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) zu-
lassigen Hochstarbeitszeiten zu Gberwachen.

Auch im Homeoffice konnen feste Arbeitszeiten im Rahmen
des Direktionsrechts angeordnet werden, wenn z. B. eine Flexi-
bilisierung der Arbeitszeiten fur die Tatigkeit nicht sinnvoll ist.
Zudem sollten Sie Ihre Arbeitnehmer dazu verpflichten, ihre
Arbeitszeiten ordnungsgemall zu erfassen.

Arbeitsschutz: Wer bei Unfallen im Homeoffi-
ce haftet

Insbesondere mit Blick auf den Arbeitsschutz bzw. die Pflicht
zur Umsetzung und Einhaltung von Arbeitsschutzregelungen
im Homeoffice gibt es noch viele offene Fragen, wie der fol-
gende Fall aus der Praxis zeigt.

=
=

Die Mitarbeiterin einer Bank stirzte im Homeoffice auf
dem Weg zur Toilette, weil ihr Bein nach einer langen Te-

Der Fall:

TOP-THEMA

Homeoffice: So stellen Sie es auf sichere Beine

Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat das heimische Wohnzimmer als Arbeitsplatz populdr gemacht. Es ist aber vor allem die
fortschrittliche Entwicklung. Papier war gestern. Selbst etliche Beh6rden haben mittlerweile standardmaRig die e-Akte einge-
fuihrt. Mit Blick auf Homeoffice gibt es jedoch nach wie vor viele ungeklarte Rechtsfragen, die insbesondere fiir Sie als Arbeitgeber
relevant sind. Im nachfolgenden Beitrag erfahren Sie, wie Sie eine rechtssichere Vereinbarung mit Ihren Arbeitnehmern treffen
und was Sie vornehmlich beim Thema Arbeits- und Datenschutz beachten sollten.

lefonkonferenz eingeschlafen war. Als sie den Ful belas-
ten wollte, gab das Bein nach. Die Mitarbeiterin sturzte
gegen die gedffnete Zimmertilr und zog sich einen kom-
plizierten Bruch des Unterschenkels, eine sogenannte
Pilon-Tibiale-Fraktur, zu. Die Unfallversicherung lehnte
die Anerkennung als Arbeitsunfall ab.

§ Das Urteil:

Das Hessische Landessozialgericht (LSG) wies die Klage
der Mitarbeiterin ab! Es habe sich namlich um keinen
Arbeitsunfall gehandelt.

Der Weg zur Toilette im Homeoffice sei zum Unfallzeit-
punkt eine private, eigenwirtschaftliche Verrichtung
gewesen und habe nicht in einem unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der versicherten beruflichen Tatigkeit
gestanden (LSG Hessen, Urteil vom 02.06.2025, Az. L9 U
45/22).

»Zu Hause* bleibt trotz Arbeit private Lebens-
sphére

Nach Auffassung des Bundessozialgerichts (BSG) seien die der
privaten Wohnung zuzuordnenden Risiken nicht vom Arbeit-
geber, sondern vom Versicherten selbst zu verantworten.

Zwar fuhre die arbeitsrechtliche Vereinbarung von Arbeit in ei-
nem Homeoffice zu einer Verlagerung von dem Unternehmen
dienenden Verrichtungen in den hauslichen Bereich. Eine den
betrieblichen Interessen dienende Arbeit ,zu Hause“ nehme
einer Wohnung aber nicht den Charakter der privaten, nicht
versicherten Lebenssphare.

TIPP 0

Sie sollten lhre Mitarbeiter bei der Vereinbarung einer
Tatigkeit ganz oder teilweise im Homeoffice darauf hin-
weisen, dass nicht alle Unfalle im heimischen Umfeld
wahrend der Arbeitszeit als Arbeitsunfalle anerkannt
werden.

Empfehlen Sie zur Gegensteuerung den Abschluss einer
privaten Unfallversicherung.
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Homeoffice: lhr Muster fiir eine Vereinbarung
1. Befristetes Homeoffice

(1) Diese Vereinbarung tritt am 01.10.2026 in Kraft und gilt be-
fristet bis zum 30.09.2027.

(2) Der Arbeitnehmer ist berechtigt, seine Tdtigkeit von seinem
Wohnsitz aus, das heifSt in einer héuslichen Arbeitsstdtte (,Ho-
meoffice), zu erbringen. Wéhrend seiner Arbeitszeit im Ho-
meoffice hat der Arbeitnehmer seine Erreichbarkeit per Telefon
und E-Mail zu gewdhrleisten.

(3) Das Weisungsrecht des Arbeitgebers bleibt — auch in Bezug
auf den Arbeitsort —von der Gestattung, im Homeoffice tdtig
zu Werden, unbertihrt.

(4) Der Arbeitnenmer ist bei betrieblichen Erfordernissen auch
weiterhin verpflichtet, einen dienstlichen Arbeitsplatz aufzusu-
chen und in den Betriebsrdumen des Arbeitgebers zu arbeiten.

2. Einrichtung und Ausstattung des Homeoffice

(1) Der Arbeitnehmer errichtet an seinem Wohnsitz ein Homeof-

fice, in dem er einen abschliefSbaren Btiroraum und das notwen-
dige Mobiliar des Btiroraums zur Verftigung stellt. Er stellt in
eigener Zustdndigkeit sicher, dass die jeweils geltenden Arbeits-
schutzbestimmungen eingehalten werden.

(2) Der Mitarbeiter erhdlt vom Arbeitgeber folgende Arbeitsmit-
tel kostenlos zur Verfligung gestellt: ... (Aufstellung)

(3) Die zur Verfiigung gestellten Arbeitsmittel sind ausschlief3-
lich fur betriebliche Zwecke zu verwenden. Eine Uberlassung an
Dritte, insbesondere Familienmitglieder und Mitbewohner, ist
nicht gestattet. Der Arbeitgeber kann jederzeit die Riickgabe der
Arbeitsmittel aus berechtigtem Anlass verlangen.

(4) Fiir die Einrichtung und Nutzung des Homeoffice sowie fiir
den Verbrauch von Strom, Wasser und Heizung zahlt der Arbeit-
geber eine monatliche Aufwandspauschale in Hohe von ... Euro
brutto. Ebenso kdnnen Kosten flir die Nutzung der hduslichen
Arbeitsstitte gegeniiber dem Arbeitgeber nicht geltend ge-
macht werden.

3. Arbeitszeit und Arbeitszeiterfassung

(1) Die im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitszeit gilt unverin-
dert auch wéhrend der Beschdftigung im Homeoffice. Wahrend
der Arbeitszeit im Homeoffice hat der Arbeitnehmer seine tele-
fonische Erreichbarkeit sowie die Erreichbarkeit per E-Mail iiber
den dienstlichen Account zu gewdbhrleisten und seine tédgliche
Arbeitszeit selbststandig zu erfassen.

(2) Wéhrend der Tdtigkeit im Homeoffice gewdhrleistet der
Arbeitnehmer seine Erreichbarkeit zu folgenden Zeiten: ... Im Ub-
rigen ist er in der Einteilung der Lage der Arbeitszeit frei, sofern
nicht betriebliche Belange entgegenstehen.

bo

(3) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, auch im Homeoffice und
insbesondere bei der selbstbestimmten Einteilung der Lage der Ar-
beitszeit die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes zu beachten.

(4) Der Arbeitnehmer hat seine Arbeitszeiten in einem Buch, das
elektronisch zu ftihren ist, festzuhalten und dieses auf Verlangen
des Arbeitgebers jederzeit, zumindest aber am Ende eines jeden
Monats, seinem Vorgesetzten vorzulegen.

4. Datenschutz

(1) Alle arbeitsvertraglichen, kollektiven oder gesetzlichen Rege-
lungen, die dem Datenschutz und der Datensicherheit dienen,
gelten im Homeoffice gleichermafSen. Der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, alle notwendigen MafSnahmen zu ergreifen, die geeig-
net sind, um die Einsicht und den Zugang Dritter auf Daten und
Informationen des Arbeitgebers zu verhindern. Zu den Dritten
zdhlen auch Familienangehdrige oder Mitbewohner.

(2) Zu diesem Zweck gelten primdr folgende Regelungen: ... z. B.:
Der Homeoffice-Arbeitsplatz muss sich in einem abschliefSbaren
Raum befinden.

5. Zugangsrecht des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist berechtigt, vor der Aufnahme der Ho-
meoffice-Tdtigkeit durch den Arbeitnehmer, sodann in regelmd-
[Sigen Abstdnden sowie aus konkretem Anlass den Arbeitsplatz
aufzusuchen und zu besichtigen.

(2) Ein konkreter Anlass ist gegeben, wenn Anhaltspunkte dafiir
vorliegen, dass der Arbeitsplatz im Homeoffice nicht den Anfor-
derungen hinsichtlich des Arbeitsschutzes und der Datensicher-
heit gentgt.

Ein konkreter Anlass liegt aber auch vor, wenn flir den Arbeitge-
ber aus dienstlichen Griinden wegen der zu erledigenden Tdtig-
keiten ein Zugang zu den Arbeitsmitteln (z. B. Akten, Unterlagen
und Datentrigern) erforderlich ist.

(3) Der Zugang ist vom Arbeitgeber mindestens 24 Stunden vor-
her anzuktindigen. Dies gilt nicht, wenn wegen Eilbedtrftigkeit
ein sofortiger Zutritt gewdhrt werden muss.

(4) Der Arbeitnehmer trdgt daflir Sorge, dass auch die mit ihm in
einer hauslichen Gemeinschaft wohnenden Personen mit dieser
Zugangsregelung einverstanden sind.

6. Beendigung wahrend der Dauer der Befristung

(1) Sowohl der Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber sind be-
rechtigt, diese befristete Vereinbarung tiber die Tdtigkeit in der
hduslichen Arbeitsstdtte mit einer Frist von 2 Wochen zu kiin-
digen.

(2) Im Falle einer Kiindigung endet die vorliegende Vereinbarung
mit Ablauf der oben genannten Frist automatisch, ohne dass es
einer weiteren Erkldrung bedarf.

C-? Muster, Checklisten, Downloads und Ausgabenarchiv unter: www.personalwissen.de/login
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Musterformulierung: Ihre Vereinbarung für Homeoffice



§ (...) Homeoffice





1. Befristetes Homeoffice


(1) Diese Vereinbarung tritt am 01.10.2026 in Kraft und gilt befristet bis zum 30.09.2027. 
(2) Der Arbeitnehmer ist berechtigt, seine Tätigkeit von seinem Wohnsitz aus, das heißt in einer häuslichen Arbeitsstätte („Homeoffice“), zu erbringen. Während seiner Arbeitszeit im Homeoffice hat der Arbeitnehmer seine Erreichbarkeit per Telefon und E-Mail zu gewähr-leisten. 
(3) Das Weisungsrecht des Arbeitgebers bleibt – auch in Bezug auf den Arbeitsort – von der
Gestattung, im Homeoffice tätig zu werden, unberührt.

(4) Der Arbeitnehmer ist bei betrieblichen Erfordernissen auch weiterhin verpflichtet, einen dienstlichen Arbeitsplatz aufzusuchen und in den Betriebsräumen des Arbeitgebers zu ar-beiten.


2. Einrichtung und Ausstattung des Homeoffice


(1) Der Arbeitnehmer errichtet an seinem Wohnsitz ein Homeoffice, in dem er einen ab-schließbaren Büroraum und das notwendige Mobiliar des Büroraums zur Verfügung stellt. Er stellt in eigener Zuständigkeit sicher, dass die jeweils geltenden Arbeitsschutzbestim-
mungen eingehalten werden.

(2) Der Mitarbeiter erhält vom Arbeitgeber folgende Arbeitsmittel kostenlos zur Verfügung gestellt: … (Aufstellung).

(3) Die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel sind ausschließlich für betriebliche Zwecke zu verwenden. Eine Überlassung an Dritte, insbesondere Familienmitglieder und Mitbewoh-ner, ist nicht gestattet. Der Arbeitgeber kann jederzeit die Rückgabe der Arbeitsmittel aus berechtigtem Anlass verlangen.

(4) Für die Einrichtung und Nutzung des Homeoffice sowie für den Verbrauch von Strom, Wasser und Heizung zahlt der Arbeitgeber eine monatliche Aufwandspauschale in Höhe von … Euro brutto. Ebenso können Kosten für die Nutzung der häuslichen Arbeitsstätte gegenüber dem Arbeitgeber nicht geltend gemacht werden. 



3. Arbeitszeit und Arbeitszeiterfassung


(1) Die im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitszeit gilt unverändert auch während der Be-schäftigung im Homeoffice. Während der Arbeitszeit im Homeoffice hat der Arbeitnehmer seine telefonische Erreichbarkeit sowie die Erreichbarkeit per E-Mail über den dienstlichen Account zu gewährleisten und seine tägliche Arbeitszeit selbstständig zu erfassen. 

(2) Während der Tätigkeit im Homeoffice gewährleistet der Arbeitnehmer seine Erreich-barkeit zu folgenden Zeiten: ... Im Übrigen ist er in der Einteilung der Lage der Arbeitszeit frei, sofern nicht betriebliche Belange entgegenstehen.

(3) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, auch im Homeoffice und insbesondere bei der selbstbestimmten Einteilung der Lage der Arbeitszeit die Bestimmungen des Arbeitszeit-gesetzes zu beachten. 









(4) Der Arbeitnehmer hat seine Arbeitszeiten in einem Buch, das elektronisch zu führen ist, festzuhalten und dieses auf Verlangen des Arbeitgebers jederzeit, zumindest aber am Ende eines jeden Monats, seinem Vorgesetzten vorzulegen.



4. Datenschutz


(1) Alle arbeitsvertraglichen, kollektiven oder gesetzlichen Regelungen, die dem Daten-schutz und der Datensicherheit dienen, gelten im Homeoffice gleichermaßen. Der Arbeit-nehmer ist verpflichtet, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, um die Einsicht und den Zugang Dritter auf Daten und Informationen des Arbeitgebers zu ver-hindern. Zu den Dritten zählen auch Familienangehörige oder Mitbewohner.

(2) Zu diesem Zweck gelten primär folgende Regelungen: … z. B.: Der Homeoffice-Arbeits-platz muss sich in einem abschließbaren Raum befinden.



5. Zugangsrecht des Arbeitgebers


(1) Der Arbeitgeber ist berechtigt, vor der Aufnahme der Homeoffice-Tätigkeit durch den Arbeitnehmer, sodann in regelmäßigen Abständen sowie aus konkretem Anlass den Ar-beitsplatz aufzusuchen und zu besichtigen.

(2) Ein konkreter Anlass ist gegeben, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Arbeits-platz im Homeoffice nicht den Anforderungen hinsichtlich des Arbeitsschutzes und der Da-tensicherheit genügt. Ein konkreter Anlass liegt aber auch vor, wenn für den Arbeitgeber aus dienstlichen Gründen wegen der zu erledigenden Tätigkeiten ein Zugang zu den Arbeitsmit-teln (z. B. Akten, Unterlagen und Datenträgern) erforderlich ist. 

(3) Der Zugang ist vom Arbeitgeber mindestens 24 Stunden vorher anzukündigen. Dies gilt nicht, wenn wegen Eilbedürftigkeit ein sofortiger Zutritt gewährt werden muss.

(4) Der Arbeitnehmer trägt dafür Sorge, dass auch die mit ihm in einer häuslichen Gemein-schaft wohnenden Personen mit dieser Zugangsregelung einverstanden sind.



6. Beendigung während der Dauer der Befristung


(1) Sowohl der Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber sind berechtigt, diese befristete Ver-einbarung über die Tätigkeit in der häuslichen Arbeitsstätte mit einer Frist von 2 Wochen zu kündigen. 
(2) Im Falle einer Kündigung endet die vorliegende Vereinbarung mit Ablauf der oben ge-nannten Frist automatisch, ohne dass es einer weiteren Erklärung bedarf.



...											

(Ort, Datum) 						





...											

(Unterschrift Arbeitgeber) 								
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Musterformulierung: Ihre Vereinbarung zum Homeoffice
Musterformulierung_Ihre Vereinbarung zum Homeoffice.docx


VERTRAGSAUSLEGUNG

Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf Priamie ohne Einsatz

Lasst sich eine Regelung nicht klar auslegen, geht diese Unklarheit bei Arbeitsvertragen regelmaRig zu Ihren Lasten. SchlieBlich handelt
es sich haufig um Aligemeine Geschaftsbedingungen, die von lhnen als Arbeitgeber vorgegeben und verwendet werden. Unklare For-
mulierungen sind daher ein erheblicher Risikofaktor. Driicken Sie sich daher deutlich aus. Der Arbeitgeber im vorliegenden Fall hatte
noch Gliick, weil sich aus dem Gesamtzusammenhang der Regelung letztlich eindeutig das von ihm Gewollte ergab.

§ Der Fall:

ellen Vertragsbestimmungen sprachen indes deutlich da-

Ein ProfifuBballer war von Juli 2015 bis Juni 2025 bei einem
FulRballverein, zuletzt in der 2. Bundesliga, beschaftigt.
Im Jahr 2022 schlossen die Parteien einen neuen Arbeits-
vertrag. Dieser sah neben dem Grundgehalt verschiedene
leistungsabhangige Vergutungsbestandteile vor. § 4 des
Arbeitsvertrags lautete auszugsweise:

§ 4 Punkteinsatzpramie

2. Punkteinsatzprdamie 2. Bundesliga: Der Spieler erhdlt wdh-
rend seiner Vertragslaufzeit bei einem Einsatz in der Startauf-
stellung oder einem Einsatz als Ersatzspieler von mindestens
45 Minuten eine Punkteinsatzprdmie fiir Spiele der Lizenz-
spielermannschaft des Clubs in der 2. Bundesliga i.H.v. 2.500
EUR brutto pro Punkt.

Hat der Club in der jeweiligen Abschlusstabelle der jeweiligen
Vorsaison einen Platz von 1 bis 6 erreicht, so erhdlt der Spie-
ler eine Nachzahlung i.H.v. 1.000 EUR brutto pro erreichten
Punkt in der jeweiligen Saison in der 2. Bundesliga, fallig mit
dem jeweiligen Juni-Grundgehalt am jeweiligen Saisonen-
de.”

Der Club belegte am Ende der Saison 2024/2025 mit 53
Punkten den sechsten Tabellenplatz der 2. Bundesliga. Fur
den Monat Juni 2025 zahlte er dem Fuf3baller 31.100,00 EUR
brutto an Pramie aus. Dabei berticksichtigte er lediglich
diejenigen Punkte aus Spielen, in denen der FuRRballer eine
Pramie nach § 4 Nr. 2 erhalten hatte, d. h. bei einem tatsach-
lichen Einsatz.

Der Ful3baller klagte weitere 21.900,00 EUR brutto ein. Die
Nachzahlung bei Erreichen eines der ersten 6 Pldtze hatte
seiner Auffassung nach namlich unabhangig von einem
personlichen Spieleinsatz gezahlt werden missen.

§ Das Urteil:

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Disseldorf wies die Klage
ab. Der Spieler habe keinen Anspruch auf eine weitere Zah-
lung in Hohe von 21.900,00 EUR brutto.

Die zusatzlich geregelte Nachzahlung setze namlich eben-
falls wie die Punkteinsatzpramie den Einsatz des Spielers
voraus. Zwar moge der isolierte Wortlaut noch fur die Aus-
legung des Spielers sprechen. Systematik, Sinn und Zweck
und insbesondere die Entstehungsgeschichte der individu-

gegen. Bereits die Uberschrift von § 4 des Arbeitsvertrags
,Punkteinsatzpramie“ mache deutlich, dass es in dieser
Bestimmung um Zahlungen geht, welche den Spieleinsatz
voraussetzen. Die Vertragsverhandlungen, tiber welche das
Gericht Beweis erhob, vermittelten ebenfalls das Bild, dass
auch die Nachzahlung von den Spieleinsatzen des Spielers
abhangig sein sollte (LAG Diisseldorf, Urteil vom 23.06.2026,
Az.115La 106/26).

Meine Empfehlung!

Ein Anspruch threr Arbeitnehmer auf Gratifikationen (z. B. Weih-
nachtsgeld) oder Pramien besteht nurdann, wenn dies im Arbeits-
vertrag, einer Betriebsvereinbarung oder einem anwendbaren
Tarifvertrag geregelt oder eine sogenannte betriebliche Ubung
entstanden ist. Die Voraussetzungen fur die Zahlung und deren
Hohe ergeben sich aus den jeweiligen Regelungen.

TIPP @

—
>

Eine Option ist die jahrliche Festlegung einer Zielverein-
barung, in welcher dann im Einzelnen das ,0b“ und ,Wie*
einer Bonusauszahlung festgelegt wird.

Wollen Sie einen Leistungsbonus vereinbaren, sollten Sie Folgen-
des beachten:

- Vereinbaren Sie einen Maximalbetrag bei 100 % Zielerreichung
und entsprechende Abstufungen.

- Sie kdnnen personliche Ziele vereinbaren. Dabei sollten Sie auf
messbare Kriterien zuriickgreifen (z. B. Abteilungsentwicklung,
Zahlen der Kostenstelle).

- Soweit ein erheblicher Einfluss auf das Gesamtunternehmen
vorliegt, konnen auch Unternehmenskennzahlen als Ziele ver-
wendet werden.

- Sie konnen auch eine Grenze vorsehen, ab der eine Festset-
zung des Bonus auf ,Null“ gerechtfertigt ist.

Im dargestellten Fall handelte es sich bei dem Ful3ballprofi eindeu-
tig um eine Leistungspramie. Die Konditionen waren detailliert
geregelt. Der Streit entstand aber, weil der Inhalt der vertraglichen
Regelungen von den Beteiligten unterschiedlich interpretiert wur-
de. In diesen Fallen wird das Arbeitsgericht versuchen, den Inhalt
der Regelungen zu ermitteln und diese auszulegen. Erforscht wer-
den soll der wirkliche Wille der Vertragsparteien im Zeitpunkt des
Vertragsschlusses.

KALENDERWOCHE 33-34|2026



»Schritt fiir Schritt: So handeln Sie konsequent bei Unpiinktlichkeit*

FRAGE

)

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Boemke, wir stehen derzeit vor
einem erheblichen Problem, was die Plnktlichkeit einiger
Mitarbeiter in unserem Unternehmen angeht. Eine Zeit lang
haben wir Uber kleinere Verspatungen noch hinweggesehen,
um die Motivation der Mitarbeiter mit einem guten Betriebs-
klima hochzuhalten. Inzwischen nimmt es aber derart tber-
hand, dass wir das Geflhl haben, wir hatten Gleitzeit einge-
flhrt. Wie kdnnen und sollten wir denn am besten vorgehen,
um den Mitarbeitern klarzumachen, dass wir das zuklnftig
nicht mehr hinnehmen werden? Wir beabsichtigen zwar
nicht, sofort die ganz grofRe Keule auszupacken, als letztes
Mittel wiirden wir davor inzwischen aber auch nicht mehr zu-
riickschrecken.

)

das von Ihnen beschriebene Phanomen betrifft leider sehr viele
Betriebe. Wie Sie als Arbeitgeber auf Unplnktlichkeit reagieren
sollten, hangt dabei naturgemafl immer vom Einzelfall ab. Er-
scheinen Arbeitnehmer wiederholt unpuinktlich zur Arbeit, sollte
dies auf jeden Fall konsequent angesprochen werden. Ich wiirde
hierbei in folgenden Schritten vorgehen:

ANTWORT

Liebe Leserin/lieber Leser,

1. Fiihren Sie ein personliches Gesprich

Zunachst sollten Sie das personliche Gesprach suchen, um die
Grinde fur das Zuspatkommen zu ermitteln. Hat der Arbeitneh-
mer die Griinde nicht zu verantworten, kommen nur bedingt et-
waige arbeitsrechtliche Konsequenzen in Betracht. Die Unptinkt-
lichkeit muss durch den Arbeitnehmer selbst verschuldet sein.
Letzteres ist entgegen einer haufigen Auffassung z. B. auch bei ei-
nem Bahnstreik der Fall, wenn dieser rechtzeitig vorher angekun-
digt worden ist. Anders sieht es dagegen mit unvorhersehbaren
Ereignissen —wie z. B. einem Verkehrsunfall —aus.

Finden Sie im personlichen Gesprach heraus, dass die Unpunkt-
lichkeit vom Arbeitnehmer selbst verschuldet ist, sollten Sie ihm
deutlich klarmachen, dass er —sollte sich dieses Verhalten fortset-
zen—mit einer Abmahnung zu rechnen hat.

2. Abmahnung als ,,Warnschuss*

Sorgen lhre deutlichen Worte im Gesprach fir keine positive
Wandlung, missen Sie in den sauren Apfel beien und sich die
Arbeit einer Abmahnung machen. Diese ist in aller Regel Voraus-
setzung fur eine verhaltensbedingte Kiindigung. Sie zeigt dem
Mitarbeiter die gelbe Karte und droht ihm ernsthafte Konsequen-
zen an, wenn er das Fehlverhalten nicht unverziiglich abstellt.
Wichtig ist dabei, dass diese alle wesentlichen Punkte enthalt. Zur

korrekten Abmahnung von unpunktlichen Mitarbeitern konnen
Sie nachstehende Musterformulierung verwenden:

leider musste ich feststellen, dass Sie am ... statt um ... Uhr erst
um ... Uhr zur Arbeit erschienen sind. Eine plausible Erkldrung
fir Ihr Zuspdtkommen haben Sie im heutigen Personalge-
sprdch nicht vorgebracht.

Abmahnung
Sehr geehrte/r Frau/Herr ..,

Sie haben mit diesem Verhalten Ihre Pflichten aus dem Ar-
beitsverhdltnis (wiederholt) verletzt. Im Interesse eines un-
gestorten Geschdftsablaufs werde ich in meinem Betrieb Ver-
spatungen nicht dulden und mahne Ihr Verhalten hiermit ab.

Ich fordere Sie zugleich auf, in Zukunft ptinktlich zur Arbeit zu
erscheinen, und weise Sie darauf hin, dass der Bestand und
der Inhalt des Arbeitsverhdltnisses bei weiteren Unptinktlich-
keiten gefdhrdet sind. Sie mtissen im Wiederholungsfall mit
einer ordentlichen oder aufSerordentlichen Kiindigung des
Arbeitsverhdltnisses rechnen.

Mit freundlichen GriifSen
Ort, Datum, Unterschrift Arbeitgeber

ACHTUNG *

Die Abmahnung hat eine Riigefunktion. Riigen Sie das Fehl-
verhalten des Mitarbeiters klar und deutlich, sodass er die
Abmahnung nachvollziehen kann. Daflir muss das Fehlver-
halten méglichst detailliert aufgefiihrt werden. Notieren
Sie z. B. Tag, Uhrzeit sowie Dauer der jeweiligen Verspatung
und listen Sie diese Daten in der Abmahnung auf. Sichern
Sie hierzu auch lhre Beweise.

3. Letztes Mittel: Verhaltensbedingte Kiindigung

Hilft auch die Abmahnung nicht weiter, kommt spater nur noch
die Kiindigung in Betracht. Wichtig: Damit die Abmahnung nicht
irgendwann ihre Wirkung als Voraussetzung fiir eine spatere Kiin-
digung verliert, sollten Sie wegen Verspatung maximal dreimal
abmahnen. Anschlielend kommen Sie um die Kiindigung nicht
mehr herum.

Fragen an die Redaktion

Sie haben noch Fragen?
Schreiben Sie mir:

erstberatung@arbeitsrechtkompakt.de

C-? Muster, Checklisten, Downloads und Ausgabenarchiv unter: www.personalwissen.de/login 9
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Musterformulierung: Abmahnung



Sehr geehrte/r Frau/Herr ...,



leider musste ich feststellen, dass Sie am ... statt um … Uhr erst um … Uhr zur Arbeit erschienen sind. Eine plausible Erklärung für Ihr Zuspätkommen haben Sie im heutigen Personalgespräch nicht vor-gebracht.



Sie haben mit diesem Verhalten Ihre Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis (wiederholt) verletzt. Im In-teresse eines un gestörten Geschäftsablaufs werde ich in meinem Betrieb Verspätungen nicht dulden und mahne Ihr Verhalten hiermit ab.



Ich fordere Sie zugleich auf, in Zukunft pünktlich zur Arbeit zu erscheinen, und weise Sie darauf hin, dass der Bestand und der Inhalt des Arbeitsverhältnisses bei weiteren Unpünktlichkeiten gefährdet sind. Sie müssen im Wiederholungsfall mit einer ordentlichen oder außerordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses rechnen.



Mit freundlichen Grüßen

	

...

Ort, Datum		



...												

(Unterschrift Arbeitgeber) 							
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Musterformulierung: Abmahnung bei Unpünktlichkeit


FREIGESTELLTES BETRIEBSRATSMITGLIED

Trotz ,fiktiver Beforderung” kein automatischer Anspruch auf
Einordnung in hohere Entgeltgruppe

Freigestellte Betriebsratsmitglieder sind nicht einfach aus dem Rennen, wenn es um die Karriereleiter oder zukiinftige Gehaltserhohun-
gen geht. Im Gegenteil wiirde dies sogar einer verbotenen Benachteiligung wegen des Betriebsratsamtes gleichkommen. Priifen Sie also
besser ganz genau, wie sich das Betriebsmitglied ohne dessen Freistellung entwickelt hatte, um moglichen Rechtsstreitigkeiten aus dem
Weg zu gehen.

éj Der Fall:

Eine Arbeitnehmerin war seit 1986 bei einem Automobil-
hersteller beschaftigt. Seit 1994 war sie ein freigestelltes Be-

ven Beforderung®in die Entgeltgruppe Il Tarif Plus einzuord-
nen.

Zwar sei davon auszugehen, dass der Mitarbeiterin ohne
ihre Betriebsratstatigkeit die 2011 angebotene Stelle als Un-

triebsratsmitglied.

Urspriinglich war sie als Teilemontiererin in Entgeltstufe
7 RTVE eingruppiert. 1996 schloss sie eine Ausbildung zur
staatlich gepriiften Technikerin ab. Ein geplanter Einsatz als
technische Sachbearbeiterin bzw. Planerin unterblieb je-
doch wegen der Ubernahme des Betriebsratsamts.

Im Rahmen ihrer Betriebsratstatigkeit erwarb die Mitarbei-
terin zusatzliche Kenntnisse, insbesondere in den Bereichen
Arbeitsorganisation und Arbeitszeitmodelle. Seit 2008 wur-
de sie auf einer internen Potenzialliste fiir eine Unterabtei-
lungsleiterstelle gefuhrt.

2011 bot ihr der Arbeitgeber die Leitung der Unterabteilung
PQ 35 SchweilRgruppe an. Als Griinde wurden ihre fachliche
Qualifikation, die Techniker-Ausbildung sowie ihre person-
lichen Fahigkeiten genannt.

Die Mitarbeiterin lehnte die Stelle jedoch wegen ihrer Be-
triebsratstatigkeit ab. Fir solche Fihrungspositionen ist
regelmalig eine Entwicklung in den Tarif-Plus-Bereich vor-
gesehen.

Der Arbeitgeber ging davon aus, dass die Mitarbeiterin sich
ohne ihr Betriebsratsamt entsprechend entwickelt hatte.
Deshalb vergltete er diese zuletzt nach Entgeltgruppe II
Tarif Plus.

Nach einer Uberprifungim Jahr 2023 kam er jedoch zu dem
Ergebnis, dass der Mitarbeiterin lediglich Entgeltstufe 14
RTVE zustehe, und zahlte seit Februar 2023 nur noch nach
dieser Stufe.

Die Mitarbeiterin klagte auf weitere Verglitung nach Ent-
geltgruppe Il Tarif Plus.

terabteilungsleiterin tUbertragen worden ware. Auch durf-
ten bei der Beurteilung ihrer Eignung die wahrend der Be-
triebsratstatigkeit erworbenen Kenntnisse und Fahigkeiten
berticksichtigt werden.

Es konne jedoch nicht automatisch davon ausgegangen
werden, dass die Mitarbeiterin auch bereits nach Entgelt-
gruppe |l Tarif Plus verglitet worden ware. Allein der Um-
stand, dass flr Unterabteilungsleiter eine Entwicklung in
den Tarif-Plus-Bereich vorgesehen ist, gentige hierfur nicht.
Malgeblich ist nicht das Verglitungspotential der Stelle,
sondern welche konkrete Verglitung die Mitarbeiterin auf
dieser Stelle erhalten hatte. Hierzu fehlten jedoch Feststel-
lungen (BAG, Urteil vom 15.04.2026, Az. 7 AZR 114/25).

@’i Meine Empfehlung!

Ein freigestelltes Betriebsratsmitglied hat danach Anspruch auf
eine fiktive berufliche Entwicklung (auch fiktive Beforderung ge-
nannt), wenn es ohne die Freistellung im Betrieb eine hoherwerti-
ge Position erhalten hatte. MaRgeblich ist, wie sich vergleichbare
Arbeitnehmer im Betrieb entwickelt haben.

Voraussetzungen fiir den Anspruch

1.

Der Mitarbeiter muss darlegen und ggf. nachweisen, dass er
ohne das Amt fir die Stelle infrage gekommen waére (z. B. bei
allgemeinen Beforderungswellen oder wenn er sich als
Potenzialkandidat beworben hatte). Es kommt auf eine reale
Chance flir den Aufstieg an. Das blof3e theoretische Potenzial
flr eine Stelle reicht nicht aus.

Des Weiteren muss der Mitarbeiter auch darlegen und ggf.

beweisen, dass und weshalb er dann gerade Anspruch auf
eine konkret benannte hohere Vergiitung gehabt hatte.

§ Das Urteil:
ACHTUNG T

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) konnte noch nicht ab-
schlieRend Uber den Sachverhalt entscheiden, machte je-

) Das Bundesarbeitsgericht hat klargestellt, dass Fahigkeiten
doch bereits folgende Feststellungen:

und Qualifikationen, die sich das Mitglied direkt durch die
Betriebsratsarbeit angeeignet hat, bei einer Beforderung
und Hohergruppierung bertcksichtigt werden dirfen.

Das Landesarbeitsgericht als Vorinstanz habe zu Unrecht
angenommen, die Mitarbeiterin sei aufgrund einer ,fikti-
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IHRE SERVICES ALS LESER:

/ | 4
%« FRAGEN AN DIE REDAKTION A KUNDENSERVICE
Sie haben noch Fragen? Sie haben Fragen rund um thr Abonnement
Unsere Rechtsanwalte und Redakteure von , Arbeitsrecht kompakt”?
helfen Ihnen:
Telefon: 0228 9550 160
erstberatung@arbeitsrechtkompakt.de E-Mail: kundenservice @personalwissen.de

/
& ONLINEBEREICH

Sie haben Zugriff auf den umfangreichen Onlinebereich

1. Aktuelle Beitrage
Bleiben Sie stets auf dem neuesten Stand und verpassen Sie keine wichtigen Anderungen.
2. Arbeitshilfen und Checklisten
Arbeiten Sie effektiver und schneller mit praktischen Vorlagen und Tools.
3. Ausgabenarchiv durchstébern
Nutzen Sie auch heute noch wertvolle Informationen aus friheren Ausgaben.

So einfach gehtes:
Registrieren Sie sich flir den Onlinebereich unter www.personalwissen.de/login

Hilfe zur Aktivierung:

tipp.personalwissen.de/hilfe-aktivierung

/ .
A0 IN DER NACHSTEN AUSGABE LESEN SIE UNTER ANDEREM:

Mobbing
Unhofliche Vorfalle durch Kollegen allein
machen kein systematisches Mobbing

Auflosende Bedingung
Arbeitsverhaltnis durfte nicht unter Bedingung
der Zuverlassigkeitspriifung gestellt werden

¢ PERSONALWISSEN


https://www.personalwissen.de/login
https://www.personalwissen.de/fast-geschafft-aktivieren-sie-jetzt-ihren-zugang-zum-onlinebereich/

@ PERSONALWISSEN Update

Impulse, Rechtsprechung und Expertenrat

LIVE mit Gunter Stein

Live-Event mit Giinter Stein: Ihr Wochenupdate zu
Themen, die Deutschlands Personaler bewegen

o @ @ - Brandaktuelle News, Urteile und wichtige Entwick-
lungen im Arbeitsrecht
- Dauer: ca. 15 Minuten

- Teilnahme: kostenlos
Jede WOChe + Ohne Anmeldung: Klicken Sie einfach am
Donnerstag, 10 Uhr*, auf den Link:

Don nerStag tipp.personalwissen.de/update

- Sie erhalten vor Beginn des Events eine kurze

um 10 Uhr* Erinnerung per E-Mail

- Live-Event verpasst? Kein Problem: Die
*In seltenen Fallen kann sich der Zeitpunkt verschieben. AUfZEIChﬂlTIﬂg finden Sie im Onlinebereich unter
Wir informieren auf unseren Kanalen darUber. personalvvlssen.de

.personalwissen.de/update )

IHR EXPERTE: Gunter Stein ist Arbeitgeber, Fihrungskraft und Arbeits-
rechts-Insider. Und wer seine Webinare kennt, der wei(s: Sowohl! in den
Webinaren als auch in den Newslettern und Beratungsdiensten spricht er
Klartext. Kein Drumherum-Gerede. Kein Sich-Verstecken hinter Juristen-
deutsch. Nur echte Tipps fur Ihre Arbeit als Fihrungskraft!
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